
N i e d e r s c h r i f t  

über die 20. Sitzung des Stadtrates 
am 21.03.2002 im Großen Sitzungssaal des Neuen Rathauses 

Unter Vorsitz von Bürgermeister Heinrich Stommel nehmen folgende Stadtverordnete (StV) an der Sitzung 
teil: 

Schmitz, Peter, 1. stellv. Bürgermeister  
Marquardt, Martin, 2. stellv. Bürgermeister  
Anhalt, Wolfgang, StV  
Beck, Dr. Friedhelm, StV  
Beginn, Arnold, StV  abwesend 
Behrens-Hommel, Eva, StV  
Birx, Michael, StV  
Bochem, Hans-Peter, StV  
Bongartz, Hubert, StV  
Borowski, Helma, StV  
Capellmann, Peter, StV  
Doose, Friederike, StV  
Esser-Faber, Margarete, StV  
Fink, Ulrike, StV  
Fitting, Hans Willi, StV  
Frey, Heinz, StV  
Friedrich, Egbert, StV  abwesend 
Granderath, Bernd, StV  
Gruben, Martina, StV  
Gunia, Wolfgang, StV  
Gussen, Erich, StV  
Hövelmann, Jens, StV  
Hoven, Matthias, StV  
Kieven, Hubert, StV  
Köhne, Franz-Josef, StV  
Kolonko-Hinssen, Eva-Maria, StV  
Lambertin, Servatius, StV  
Lohn, Helmut, StV  
Meyer, Hans, StV  
Müller, Heinz, StV  
Neuenhoff, Claus Hinrich, StV  
Pelzer, Klaus, StV  
Peterhoff, Arnold, StV  
Pott, Hildegard, StV  
Riesen, Karl-Heinz, StV  
Schumacher, Dr. Helmut, StV  
Stauch, Ingrid, StV  
Steufmehl, Helmut, StV  
Talarek, Anke, StV  
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van Snick, Doris, StV  
Viertmann, Karl, StV  
Wilms, Wilfried, StV  
 

Von der Verwaltung nehmen an der Sitzung teil: 

Schulz, Martin Beigeordneter 
Krause, Joachim Dezernent 
Spelthann, Edmund Kämmerer 
Haffner, Kerstin Rechtsamtsleiterin 
Heinen, Helmut Hauptamtsleiter 
Muckel, Frank Schriftführer 

Bürgermeister Stommel eröffnet gegen 16:00 Uhr die Sitzung, begrüßt die Anwesenden und stellt fest, dass 
die Einladung zu dieser Sitzung fristgerecht zugegangen und der Stadtrat beschlussfähig ist. 

Weiterhin schlägt er vor, die Tagesordnung im öffentlichen Teil um die Beratungspunkte 

8.a Überplanmäßige Bereitstellung von Haushaltsmitteln für die Baumaßnahme „Neubau Brücke 
Lobsgasse“ 
- Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung - 

8.b Außerplanmäßige Bereitstellung von Haushaltsmitteln für die Verlegung von 
Versorgungsleitungen im Rahmen der Baumaßnahme „Neubau Brücke Bongardstraße“ 
- Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung - 

8.c Errichtung von Spielplätzen; 
hier: Mittelbereitstellung im Vorgriff auf den Haushalt 2002 
- Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung – 

zu erweitern. Einwendungen hiergegen werden nicht erhoben. 

Die Tagesordnung stellt sich unter Berücksichtigung der Erweiterungen wie folgt dar: 

Tagesordnung: 

A. Öffentlicher Teil 

1. Mitteilungen des Bürgermeisters und Bericht über die Durchführung der Beschlüsse 

2. Anfragen 

3. Erlass einer ordnungsbehördlichen Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen aus 
besonderem Anlass 

4. Standort und Erweiterung Gymnasium 

5. Umwandlung der Schirmerschule in eine Verbundschule sowie Erweiterung des Schulgebäudes 

6. Änderung der Musikschulordnung 
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7. Rückerstattung des gemäß GVFG gezahlten Landeszuschusses zu den Baukosten des 
Radwegetunnels mit Radweg durch den Brückenkopfpark 

8. Abwasserbeseitigungskonzept Jülich - Fortschreibung 2001 - 2012 

8.a Überplanmäßige Bereitstellung von Haushaltsmitteln für die Baumaßnahme „Neubau Brücke 
Lobsgasse“ 
- Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung - 

8.b Außerplanmäßige Bereitstellung von Haushaltsmitteln für die Verlegung von 
Versorgungsleitungen im Rahmen der Baumaßnahme „Neubau Brücke Bongardstraße“ 
- Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung - 

8.c Errichtung von Spielplätzen; 
hier: Mittelbereitstellung im Vorgriff auf den Haushalt 2002 
- Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung - 

9. Erlass der Haushaltssatzung der Stadt Jülich für das Haushaltsjahr 2002 einschließlich der 
Anlagen 

B. Nichtöffentlicher Teil 

A. Öffentlicher Teil 

1. Mitteilungen des Bürgermeisters und Bericht über die Durchführung der Beschlüsse 

Bürgermeister Stommel erklärt, dass Mitteilungen für den öffentlichen Teil der Sitzung des 
Stadtrates nicht vorliegen. 

Die Übersicht über die noch nicht durchgeführten Beschlüsse wird zur Kenntnis genommen. 

2. Anfragen 

Bürgermeister Stommel erklärt, dass Anfragen für den öffentlichen Teil der Sitzung des 
Stadtrates nicht vorliegen. 

3. Erlass einer ordnungsbehördlichen Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen aus 
besonderem Anlass 
(Vorlagen-Nr.: 85/2002) 

Beschluss: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

Der Stadtrat beschließt den Erlass einer ordnungsbehördlichen Verordnung über das 
Offenhalten von Verkaufsstellen aus besonderem Anlass für das Gebiet der Innenstadt wie folgt:  

„Folgt Wortlaut der ordnungsbehördlichen Verordnung gemäß Anlage 1 zu dieser 
Niederschrift!“ 

4. Standort und Erweiterung Gymnasium 
(Vorlagen-Nr.: 113/2002) 

In der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am 18.03.2002 wurde Einvernehmen darüber 
erzielt, die Beschlussfassung in dieser Angelegenheit wegen der erteilten Prüfaufträge an die 
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Verwaltung bis zur Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am 18.04.2002 zurückzustellen. 
Insofern wurde kein Empfehlungsbeschluss gefasst. 

Seitens der Verwaltung wird zum weiteren Vorgehen folgende Mitteilung gegeben: 

 Antrag der CDU- und der F.D.P.-Fraktionen in der Sitzung des Hauptausschusses vom 
18.03.2002 bezüglich des Prüfungsauftrages „Schultausch Gymnasium/Hauptschule“ 
(Vorlagen-Nr.: 159/2002) 

Wegen des erheblichen Zeitdrucks war vereinbart worden, dass die Prüfung bis zur Sitzung des 
Haupt- und Finanzausschusses am 18.04.2002 abgeschlossen ist.  

Unter diesem Aspekt wurde unter Zurückstellung anderer wichtiger Aufgaben die Prüfung 
begonnen. Zur Vorgehensweise und der zu prüfenden Problemkreise wird folgender 
Zwischenbericht gegeben: 

1. Bis 10.04.(Einladungsfrist zum 18.04.) kann das Erstellen von in jeder Hinsicht 
entscheidungsreifen Unterlagen nicht zugesichert werden. Aufgrund dessen gerät der für 
den Baubeginn gesetzte Termin zusätzlich in Gefahr.  

2. Daher wurde mit der Bewilligungsbehörde Kontakt aufgenommen. Sie sieht keine Chance 
für eine Förderung des mit dem Prüfauftrag  verbundenen Schulgebäudewechsels. Der 
Bewilligung des Landeszuschusses sei ein konkretes Projekt, nämlich das der Erweiterung 
des Westgebäudes, zugrunde gelegt. Änderungen dieser Planung (d.h. „innerhalb“ dieser 
Planung) bedürfen der Zustimmung der Bewilligungsbehörde. Sie seien für das Projekt 
Westgebäude-Erweiterung durchaus möglich. Dagegen ist ein Gebäudetausch keine 
„Planungsänderung“ im bewilligungsrechtlichen Sinne, sondern ein völlig neues Projekt. Es 
müsse ein neuer Förderantrag gestellt werden, der aber mit Sicherheit ablehnend 
beschieden werde, weil es Förderzusagen für neue Projekte nicht mehr gibt (neues 
Finanzierungsrecht im Schulbau).  

Das von der CDU und F.D.P. angeregte Projekt dürfte von daher schon zum Scheitern 
verurteilt sein, es sei denn, man nimmt in Kauf, dass die Erweiterungsbauten am 
Schulzentrum nicht mit Landesmitteln gefördert werden sollen. 

Ob die Bezirksregierung die Frist bis zum Baubeginn für das Projekt am Westgebäude 
verlängert, ist einer intensiveren Verhandlung und Darlegung der Planungsänderung 
vorbehalten. 

3. Bis zum 18.04.2002 wird eine grundsätzliche Klärung angestrebt. 

 Folgende Fragenkreise sind zu prüfen: 

 3.1 Schulwegezeit und Schülerbeförderung 

 3.2 Raumbedarf an Klassenräumen/Fehlbestand/Erweiterungsbedarf 

3.3 Bedarf/Fehlbestand/Erweiterungsbedarf an Fachräumen und Umbau- und 
Umrüstungsbedarf 

3.4 Bewertung der vorstehenden Maßnahmen mit Kosten 

Zu  3.1: 

Ziel des ersten Fragenkreises muss es sein, eine Lösung zu finden, die die Wegezeiten nur 
unwesentlich verändert und die Schülerbeförderungskosten nicht wesentlich erhöht. 
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Problematisch ist die bereits in der Sitzungsvorlage Nr. 612/2000 (Bericht der Verwaltung auf 
die Anfrage der CDU Nr. 15/2000 vom 05.09.2000 wiedergegebene Tatsache, dass ein 
Schulstandort des Gymnasiums im Schulzentrum zusätzliche Wegezeiten erfordert. Im Ergebnis 
müssten einige Busse später abfahren, wenn Pausenkürzungen nicht realisierbar sind. Mit dem 
Verkehrsträger wird versucht zu klären, ob zu diesem Zeitpunkt Busse in alle Richtungen 
verkehren, wenn nicht, ob die Abfahrtszeiten geändert werden können (was nach jetziger 
Einschätzung eine Veränderung der örtlichen und regionalen Vernetzung im ÖPNV zur Folge 
hätte). 

Wird dieses Ziel nicht erreicht, würde das Einzugsgebiet des Gymnasiums mehr oder weniger 
verändert mit unkalkulierbaren Auswirkungen auf das zukünftige Wahlverhalten insbesondere 
auswärtiger Eltern. 

Dagegen dürfte die Umstellung der Beförderung für die Hauptschüler im Rahmen des 
Schülerspezialverkehrs keine großen Schwierigkeiten bedeuten. 

Zu 3.2, 3.3 und 3.4: 

Die Raumbedarfe/Erweiterungsbedarfe für beide Schulen können bis zur Haupt- und 
Finanzausschuss-Sitzung am 18.04.2002 ermittelt werden, auch der Bedarf an Umrüstungen 
könnte dargestellt werden. Nach jetziger Beurteilung wird jedoch eine belastbare 
Kostenaussage wohl nicht bis zu diesem Termin möglich sein. 

5. Umwandlung der Schirmerschule in eine Verbundschule sowie Erweiterung des Schulgebäudes 
(Vorlagen-Nr.: 108/2002) 

Beschluss: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig, bei 2 Enthaltungen 

1. Einer Übernahme der Trägerschaft der Schirmerschule und aller Sonderschulen im 
Kreisgebiet durch den Kreis Düren wird nicht zugestimmt. Sollte der Kreis die Trägerschaft 
einer anderen Sonderschule übernehmen, beantragen die Stadt Jülich und die 
Nachbarkommunen eine differenzierte Kreisumlage. 

2. Die Schirmerschule wird ab dem 01.08.2003 im Sinne des § 4 Abs. 6 Satz 5 SchVG von 
einer Sonderschule für Lernbehinderte  in eine Verbundschule für lernbehinderte, 
sprachbehinderte und erziehungsschwierige Schüler  gem. § 8 Abs. 1 SchVG 
umgewandelt.  

Dies steht unter dem Vorbehalt einer Kostenbeteiligung des Kreises und der Zustimmung 
und Kostenbeteiligung der Nachbarkommunen. 

3. Die Verwaltung wird beauftragt, mit dem Kreis dahingehend zu verhandeln, dass dieser die 
für eine Verbundschule entstehenden Mehrkosten trägt. 

6. Änderung der Musikschulordnung 
(Vorlagen-Nr.: 53/2002) 

Beschluss: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig, bei 1 Enthaltung 

Die Schulordnung der Musikschule wird wie folgt geändert: 

- Punkt 10.1 (Schulgeld) gem. Anlage 2 zu dieser Niederschrift 
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- Punkt 12. (Instrumentenmiete) gem. Anlage 3 zur dieser Niederschrift 

7. Rückerstattung des gemäß GVFG gezahlten Landeszuschusses zu den Baukosten des 
Radwegetunnels mit Radweg durch den Brückenkopfpark 
(Vorlagen-Nr.: 69/2002) 

Beschluss: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

Der unter der Voraussetzung eines “offenen Parks” gezahlte Landeszuschuss in Höhe von 
866.283,37 € wird zurückerstattet, da der Brückenkopfpark auch weiterhin als “geschlossene 
Einrichtung” betrieben werden soll. Sofern das Land NW Zinsen berechnen sollte, sind diese 
ebenfalls zu zahlen. 

8. Abwasserbeseitigungskonzept Jülich - Fortschreibung 2001 - 2012 
(Vorlagen-Nr.: 81/2002) 

Beschluss: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

Das Abwasserbeseitigungskonzept Jülich für die Jahre 2001 - 2012 wird wie folgt beschlossen: 

„Folgt Abwasserbeseitigungskonzept im Wortlaut gemäß Anlage 4 zu dieser Niederschrift 
!“ 

8.a Überplanmäßige Bereitstellung von Haushaltsmitteln für die Baumaßnahme „Neubau Brücke 
Lobsgasse“ 
- Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung - 
(Vorlagen-Nr.: 153/2002) 

Beschluss: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

Die am 14.03.2002 durch den Haupt- und Finanzausschuss (Vorlagen-Nr. 107/2002) 
einstimmig gemäß § 60 Abs. 1 Satz 1 der GO NW getroffene Dringlichkeitsentscheidung wird 
wie folgt genehmigt: 

Bei der Haushaltsstelle 2.6300.95033 – Neubau Brücke Lobsgasse – ist ein Betrag in Höhe 
von 15.500,00 € überplanmäßig bereitzustellen. Die Deckung erfolgt im Rahmen des Haushaltes 
2002. 

8.b Außerplanmäßige Bereitstellung von Haushaltsmitteln für die Verlegung von 
Versorgungsleitungen im Rahmen der Baumaßnahme „Neubau Brücke Bongardstraße“ 
- Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung - 
(Vorlagen-Nr.: 154/2002) 

Beschluss: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

Die am 14.03.2002 durch den Haupt- und Finanzausschuss (Vorlagen-Nr. 100/2002) 
einstimmig gemäß § 60 Abs. 1 Satz 1 der GO NW getroffene Dringlichkeitsentscheidung wird 
wie folgt genehmigt: 
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Bei der Haushaltsstelle 2.6300.94031 – Neubau Brücke Bongardstraße – ist ein Betrag in 
Höhe von 53.823,87 € außerplanmäßig bereitzustellen. Die Deckung erfolgt im Rahmen des 
Haushalts 2002. 

8.c Errichtung von Spielplätzen; 
hier: Mittelbereitstellung im Vorgriff auf den Haushalt 2002 
- Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung - 
(Vorlagen-Nr.: 155/2002) 

Beschluss: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

Die am 14.03.2002 durch den Haupt- und Finanzausschuss (Vorlagen-Nr. 135/2002) 
einstimmig gemäß § 60 Abs. 1 Satz 1 der GO NW getroffene Dringlichkeitsentscheidung wird 
wie folgt genehmigt: 

Die im Haushaltsentwurf 2002 enthaltenen Haushaltsmittel für die Errichtung von Spielplätzen  
werden im Vorgriff auf den Haushalt 2002 wie folgt bereitgestellt: 
 

- Spielplatz Pattern   51.000,-- €, HHSt. 2.4600.95000 
- Spielplatz Koslar, Eurode  84.000,-- €, HHSt. 2.4600.95001 
- Rampe Baugebiet Eurode  30.000,-- €, HHSt. 2.6300.94001 
- Spielplatz Koslar, Schützenkaul 59.000,-- €, HHSt. 2.4600.95002 

9. Erlass der Haushaltssatzung der Stadt Jülich für das Haushaltsjahr 2002 einschließlich der 
Anlagen 
(Vorlagen-Nr.: 142/2002) 

Vor der Beschlussfassung über die Haushaltssatzung der Stadt Jülich für das Haushaltsjahr 
2002 werden von den Fraktionsvorsitzenden der Ratsfraktionen ihre Haushaltsreden in 
folgender Reihenfolge gehalten: 

Fraktionsvorsitzender Wolfgang Gunia für die CDU-Stadtratsfraktion 
Fraktionsvorsitzender Franz-Josef Köhne für die SPD-Stadtratsfraktion 
Fraktionsvorsitzender Claus Hinrich Neuenhoff für die F.D.P.-Stadtratsfraktion 
Fraktionsvorsitzende Eva-Maria Kolonko-Hinssen für die Stadtratsfraktion Bündnis 90/Die 
Grünen 

Die Haushaltsreden sind dieser Niederschrift als Anlage beigefügt. 

Beschluss: 
Abstimmungsergebnis: 39 Ja-Stimmen, 2 Nein-Stimmen 

1.  Die Haushaltssatzung der Stadt Jülich für das Haushaltsjahr 2002 wird mit ihren Anlagen 
wie folgt beschlossen: 

  „ Folgt Wortlaut der Satzung gemäß Anlage 10 zu dieser Niederschrift!“ 

2.  Das Investitionsprogramm 2001 bis 2005 wird beschlossen. 

3.  Die mittelfristige Finanzplanung 2001 bis 2005 wird zur Kenntnis genommen. 

B. Nichtöffentlicher Teil 
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Der Niederschrift sind als Anlagen beigefügt: 

1. Ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen aus besonderem 
Anlass (TOP 3) 

2. Änderung der Musikschulordnung – Schulgeld (TOP 6) 

3. Änderung der Musikschulordnung – Instrumentenmiete (TOP 6) 

4. Abwasserbeseitigungskonzept Jülich (TOP 8) 

5. Haushaltsrede Wolfgang Gunia, CDU-Stadtratsfraktion (TOP 9) 

6. Haushaltsrede Franz-Josef Köhne, SPD-Stadtratsfraktion (TOP 9) 

7. Haushaltsrede Claus Hinrich Neuenhoff, F.D.P.-Stadtratsfraktion (TOP 9) 

8. Haushaltsrede Eva-Maria Kolonko-Hinssen, Stadtratsfraktion Bündnis 90/Die Grünen  
 (TOP 9) 

9. Änderungsliste zum Haushaltsentwurf (TOP 9) 

10. Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2002 (TOP 9) 














































































